
Schriftliche Belehrung des Geschäftsführers
einer deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung

zur Vorlage beim deutschen Handelsregister

Firma ***
mit dem Sitz in ***

Anschrift: ***
Amtsgericht ***, HRB ***

Schriftliche Belehrung des Geschäftsführers

Herrn/Frau ***,
geboren am ***,
wohnhaft in ***,

durch ***

Herrn/Frau ***,
Dienst- bzw. Berufsbezeichnung ***
Anschrift: ***

Sehr geehrter Herr/Frau ***,

aufgrund eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung vom *** sind Sie
zum neuen Geschäftsführer bzw. zur neuen Geschäftsführerin der Gesellschaft
bestellt worden. Nach deutschem Recht ist die Bestellung eines neuen Ge-
schäftsführers und dessen Vertretungsbefugnis zur Eintragung in das Handels-
register anzumelden.

Im Zusammenhang mit der Anmeldung zum Handelsregister müssen Sie versi-
chern, dass keine Umstände vorliegen, die Ihrer Bestellung zum Geschäftsfüh-
rer bzw. zur Geschäftsführerin entgegenstehen und dass Sie über die unbe-
schränkte Auskunftspflicht gegenüber dem Registergericht belehrt worden sind
(§ 8 Abs. 3 GmbH-Gesetz).

Auf der Grundlage des Bundeszentralregistergesetzes wird in Berlin ein zent-
rales Register geführt, in dem strafgerichtliche Verurteilungen einschließlich
gerichtlicher Berufs- oder Gewerbeverbote eingetragen sind. Dem Registerge-
richt steht ein Recht auf unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregis-
ter zu, wenn der Betroffene darüber belehrt worden ist (§ 53 Abs. 2 Bundes-
zentralregistergesetz).

Nachdem eine persönliche Belehrung in Ihrem Fall nicht möglich ist, erfolgt die
gesetzlich vorgeschriebene Belehrung schriftlich.
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Zum Geschäftsführer einer deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung
kann (nach § 6 Abs. 2 GmbH-Gesetz) nicht bestellt werden kann, wer

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz
oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 BGB) unterliegt,

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entscheidung
einer Verwaltungsbehörde einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder
einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der Unternehmensgegenstand
ganz oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbots übereinstimmt,

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten

a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens (Insolvenzverschleppung, § 15 Abs. 4 InsO),

b) nach den §§ 283 bis 283d des StGB (Insolvenzstraftaten),

c) der falschen Angaben nach § 82 des GmbH-Gesetzes oder § 399 des AktG,

d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 AktG, § 331 HGB, § 313 UmwG oder
§ 17 PublG, oder

e) nach den § 263 StGB (Betrug), § 263a StGB (Computerbetrug), § 264 StGB
(Subventionsbetrug), § 265b StGB (Kreditbetrug), § 266 StGB (Untreue) oder
§ 266a StGB (Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt), zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr,

verurteilt worden ist. Das Bestellungshindernis besteht in diesem Fall auf die
Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils, wobei die Zeit nicht ein-
gerechnet wird, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt
verwahrt worden ist.

Die in der vorstehenden Nr. 3 genannten Bestellungshindernisse gelten bei ei-
ner Verurteilung wegen einer vergleichbaren Tat im Ausland entsprechend.

Wer als Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder als
Geschäftsleiter einer ausländischen juristischen Person in der gegenüber dem
Registergericht abzugebenden Versicherung falsche Angaben macht, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft (§ 82 Abs. 1 Nr. 5
GmbHG).

Der vollständige Wortlaut der entsprechenden Gesetzesbestimmungen ist
dieser Belehrung zur Information als Anlage beigefügt.

Für Rückfragen und weitere Erläuterungen stehe ich Ihnen jederzeit gerne zur
Verfügung.
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Mit freundlichen Grüßen

..................…………………...
(Ort, Datum und Unterschrift)

........................................................................………………………………………
(Name, Dienst- bzw. Berufsbezeichnung und Siegel bzw. Kanzleistempel)

Bestätigung zur Vorlage beim deutschen Handelsregister

Ich bestätige hiermit, die vorstehende Belehrung vollständig gelesen und
verstanden zu haben.

..................…………………...
(Ort, Datum und Unterschrift)

...............................................................………….
(Name des Geschäftsführers und Firmenstempel)
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Anlage

zur schriftlichen Belehrung des Geschäftsführers
einer deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung

(Auszug aus den maßgeblichen Gesetzesbestimmungen)

Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
(GmbHG)

§ 6 Geschäftsführer

(1) Die Gesellschaft muss einen oder mehrere Geschäftsführer haben.

(2) Geschäftsführer  kann nur eine natürliche, unbeschränkte geschäftsfähige
Person sein. Geschäftsführer kann nicht sein wer,

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz
oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (§1903 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) unterliegt,

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entscheidung
einer Verwaltungsbehörde einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder
einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der Unternehmensgegenstand
ganz oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbots übereinstimmt.

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten

a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens (Insolvenzverschleppung)

b) nach den §§ 283 bis 283d des Strafgesetzbuchs (Insolvenzstraftaten),

c) der falschen Angaben nach § 82 dieses Gesetzes oder § 399 des Aktienge-
setzes,

d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 des Aktiengesetzes, § 331 des Han-
delsgesetzbuchs, § 313 Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publizitätsgeset-
zes oder

e) nach den §§ 263 bis 264a oder den §§ 265 bis 266a des Strafgesetzbuchs
zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist; dieser
Ausschluss gilt für die Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils,
wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in welcher der Täter auf behördliche An-
ordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist.
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Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im Ausland wegen einer
Tat, die mit den in Satz 2 Nr. 3 genannten Taten vergleichbar ist.

(3) Zu Geschäftsführern können Gesellschafter oder andere Personen bestellt
werden. Die Bestellung erfolgt entweder im Gesellschaftervertrag oder nach
Maßgabe der Bestimmung des dritten Abschnitts.

(4) Ist im Gesellschaftsvertrag bestimmt, dass sämtliche Gesellschafter zur Ge-
schäftsführung berechtigt sein sollen, so gelten nur die der Gesellschaft bei
Festsetzung dieser Bestimmung angehörenden Personen als die bestellten Ge-
schäftsführer.

(5) Gesellschafter, die vorsätzlich oder grob fahrlässig einer Person, die nicht
Geschäftsführer sein kann, die Führung der Geschäfte überlassen, haften der
Gesellschaft solidarisch für den Schaden, der dadurch entsteht, dass diese
Person die ihr gegenüber der Gesellschaft bestehenden Obliegenheiten ver-
letzt.

§ 8 Inhalt der Anmeldung

(1) Der Anmeldung müssen beigefügt sein:

1. der Gesellschaftsvertrag und im Fall des § 2 Abs. 2 die Vollmachten der Ver-
treter, welche den Gesellschaftsvertrag unterzeichnet haben, oder eine beglau-
bigte Abschrift dieser Urkunden,

2. die Legitimation der Geschäftsführer, sofern dieselben nicht im Gesell-
schaftsvertrag bestellt sind,

3. eine von den Anmeldenden unterschriebene Liste der Gesellschafter, aus
welcher Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort der Letzteren sowie die
Nennbeträge und die laufenden Nummern der von einem jeden derselben
übernommenen Geschäftsanteile ersichtlich sind,

4. im Fall des § 5 Abs. 4 die Verträge, die den Festsetzungen zugrunde liegen
oder zu ihrer Ausführung geschlossen worden sind, und der Sachgründungsbe-
richt,

5. wenn Sacheinlagen vereinbart sind, Unterlagen darüber, dass der Wert der
Sacheinlagen den Nennbetrag der dafür übernommenen Geschäftsanteile er-
reicht.

(2) In der Anmeldung ist die Versicherung abzugeben, dass die in § 7 Abs. 2
und 3 bezeichneten Leistungen auf die Geschäftsanteile  bewirkt sind und dass
der Gegenstand der Leistungen sich endgültig in der freien Verfügung der Ge-
schäftsführer befinden. Das Gericht kann bei erheblichen Zweifeln an der Rich-
tigkeit der Versicherung Nachweise (unter anderem Einzahlungsbelege) verlan-
gen.
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(3) In der Anmeldung haben die Geschäftführer zu versichern, dass keine Um-
stände vorliegen, die ihrer Bestellung nach § 6 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sowie Satz 3
entgegenstehen, und dass sie über ihre unbeschränkte Auskunftspflicht gegen-
über dem Gericht belehrt worden sind. Die Belehrung nach § 53 Abs. 2 des
Bundeszentralregistergesetzes kann schriftlich vorgenommen werden; sie kann
auch durch  einen Notar oder einen im Ausland bestellten Notar, durch einen
Vertreter eines vergleichbaren rechtsberatenden Berufs oder einen Konsular-
beamten erfolgen.

(4) In der Anmeldung sind ferner anzugeben

1. eine inländische Geschäftsanschrift,

2. Art und Umfang der Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer.

(5) Für die Einreichung von Unterlagen nach diesem Gesetz gilt § 12 Abs. 2 des
Handelsgesetzbuchs entsprechend.

§ 82 Falsche Angaben

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. als Gesellschafter oder als Geschäftsführer zum Zweck der Eintragung der
Gesellschaft über die Übernahme der Geschäftsanteile, die Leistung der Einla-
gen, die Verwendung eingezahlter Beträge, über Sondervorteile, Gründungs-
aufwand und Sacheinlagen,

2. als Gesellschafter im Sachgründungsbericht,

3. als Geschäftsführer zum Zweck der Eintragung einer Erhöhung des Stamm-
kapitals über die Zeichnung oder Einbringung des neuen Kapitals oder über
Sacheinlagen,

4. als Geschäftsführer in der in § 57i Abs. 1 Satz 2 vorgeschriebenen Erklärun-
gen oder

5. als Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder als
Geschäftsleiter einer ausländischen juristischen Person in der nach § 8 Abs. 3
Satz 1 oder § 39 Abs. 3 Satz 1 abzugebenden Versicherung oder als Liquidator
in der nach § 67 Abs. 3 Satz 1 abzugebenden Versicherung

falsche Angaben macht.
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(2) Ebenso wird bestraft, wer

1. als Geschäftsführer zum Zweck der Herabsetzung des Stammkapitals über
die Befriedigung oder Sicherstellung der Gläubiger eine unwahre Versicherung
abgibt oder

2. als Geschäftsführer, Liquidator, Mitglied eines Aufsichtsrats oder ähnlichen
Organs in einer öffentlichen Mitteilung die Vermögenslage der Gesellschaft un-
wahr darstellt oder verschleiert, wenn die Tat nicht in § 331 Nr.1 der Nr. 1a des
Handelsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist.
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Insolvenzordnung (InsO)

§ 15a Antragspflicht bei juristischen Personen und Gesellschaften ohne
Rechtspersönlichkeit

(1) Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder überschuldet, haben die
Mitglieder des Vertretungsorgans oder die Abwickler ohne schuldhaftes Zögern,
spätestens aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Über-
schuldung, einen Insolvenzantrag zu stellen. Das Gleiche gilt für die organ-
schaftlichen Vertreter der zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigten Gesell-
schafter oder die Abwickler bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit,
bei der kein persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist; dies
gilt nicht, wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaftern eine andere Ge-
sellschaft gehört, bei der ein persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche
Person ist.

(2) Bei einer Gesellschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 gilt Absatz 1 sinnge-
mäß, wenn die organschaftlichen Vertreter der zu Vertretung der Gesellschaft
ermächtigen Gesellschafter ihrerseits Gesellschaften sind, bei denen kein Ge-
sellschafter eine natürliche Person ist, oder sich die Verbindung von Gesell-
schaften in dieser Art fortsetzt.

(3) Im Fall der Führungslosigkeit einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist
auch jeder Gesellschafter, im Fall der Führungslosigkeit einer Aktiengesell-
schaft oder einer Genossenschaft ist auch jedes Mitglied des Aufsichtsrats zur
Stellung des Antrags verpflichtet, es sei denn, diese Person hat von der Zah-
lungsunfähigkeit und er Überschuldung oder der Führungslosigkeit keine
Kenntnis.

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
entgegen Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 oder Absatz 2 oder
Absatz 3, einen Insolvenzantrag nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig stellt.

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 fahrlässig, ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 1903 Einwilligungsvorbehalt

(1) Soweit dies zur Abwendung einer erheblichen Gefahr für die Person oder
das Vermögen des Betreuten erforderlich ist, ordnet das Vormundschaftsgericht
an, dass der Betreute zu einer Willenserklärung, die den Aufgabenkreis des Be-
treuers betrifft, dessen Einwilligung bedarf (Einwilligungsvorbehalt). Die §§ 108
bis 113, 131 Abs. 2 und § 210 gelten entsprechend.

(2) Ein Einwilligungsvorbehalt kann sich nicht erstrecken auf Willenserklärun-
gen, die auf Eingehung einer Ehe oder Begründung einer Lebenspartnerschaft
gerichtet sind, auf Verfügungen von Todes wegen und auf Willenserklärungen,
zu denen ein beschränkt Geschäftsfähiger nach den Vorschriften des Buches
vier und fünf nicht der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters bedarf.

(3) Ist ein Einwilligungsvorbehalt angeordnet, so bedarf der Betreute dennoch
nicht der Einwilligung seines Betreuers, wenn die Willenserklärung dem Be-
treuten lediglich einen rechtlichen Vorteil bringt. Soweit das Gericht nichts ande-
res anordnet, gilt dies auch, wenn die Willenserklärung eine geringfügige An-
gelegenheit des täglichen Lebens betrifft.

(4) § 1901 Abs. 5 gilt entsprechend.
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Strafgesetzbuch (StGB)

§ 263 Betrug

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt,
dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrü-
ckung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheits-
strafen bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwer Fall liegt in der Regel vor,
wenn der Täter

1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-
setzten Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat,

2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht
handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von Men-
schen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen,

3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt,

4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder

5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem
Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine
Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder
Stranden gebracht hat.

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend.

(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren
Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft,
wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung
von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, ge-
werbsmäßig begeht.

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1).

(7) Die §§ 43a und 73d sich anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer
Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den
§§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73d ist auch dann anzuwen-
den, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt.
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§ 263a Computerbetrug

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt,
dass er das Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch unrichtige Ge-
staltung des Programms, durch Verwendung unrichtiger oder unvollständiger
Daten, durch unbefugte Verwendung von Daten oder sonst durch unbefugte
Einwirkung auf den Ablauf beeinflusst, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) § 263 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) Wer eine Straftat nach Absatz 1 vorbereitet, indem er Computerprogramme,
deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist, herstellt, sich oder einem an-
deren verschafft, feilhält, verwahrt oder einem anderen überlässt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(4) In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 149 Abs. 2 und 3 entsprechend.

§ 264 Subventionsbetrug

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer
anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Sub-
ventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen ande-
ren unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen
vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechts-
vorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention
beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwendet,

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventi-
onsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige
Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über
subventionserhebliche Tatsache gebraucht.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor,
wenn der Täter

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder ver-
fälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subven-
tion großen Ausmaßes erlangt,
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2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder

3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine
Stellung missbraucht.

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass
auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. Wird die Subvention ohne Zu-
tun des Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und
ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern.

(6) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat
nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu
bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, ab-
erkennen (§ 45 Abs. 2). Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können ein-
gezogen werden; § 74a ist anzuwenden.

(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an
Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll;

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung
gewährt wird.

Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das öffentliche
Unternehmen.

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen,

1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber
als subventionserheblich bezeichnet sind oder

2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitgewährung oder
das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich ab-
hängig ist.



- 13 -

§ 265b Kreditbetrug

(1) Wer einem Betrieb oder Unternehmen im Zusammenhang mit einem Antrag
auf Gewährung, Belassung oder Veränderung der Bedingungen eines Kredits
für einen Betrieb oder ein Unternehmen oder einen vorgetäuschten Betrieb oder
ein vorgetäuschtes Unternehmen

1. über wirtschaftliche Verhältnisse

a) unrichtige oder unvollständige Unterlagen, namentlich Bilanzen, Gewinn- und
Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten vorlegt oder

b) schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für den Kredit-
nehmer vorteilhaft und für die Entscheidung über einen solchen Antrag erheb-
lich sind, oder

2. solche Verschlechterungen der in den Unterlagen oder Angaben dargestell-
ten wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Vorlage nicht mitteilt, die für die Ent-
scheidung über einen solchen Antrag erheblich sind,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass der Kredit-
geber auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Wird die Leistung
ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig
und ernsthaft bemüht, das Erbringend er Leistung zu verhindern.

(3) Im Sinne des Absatzes 1 sind

1. Betriebe und Unternehmen unabhängig von ihrem Gegenstand solche, die
nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordern;

2. Kredite Gelddarlehen aller Art, Akzeptkredite, der entgeltliche Erwerb und die
Stundung von Geldforderungen, die Diskontierung von Wechseln und Schecks
und die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleis-
tungen.

§ 266 Untreue

(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäfte ein-
geräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen
zu verpflichten, missbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auf-
trags, Rechtsgeschäfts oder eines Treueverhältnisses obliegende Pflicht, frem-
de Vermögensinteressen wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, dessen
Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
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(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248a und 263 Abs. 3 gelten entsprechend.

§ 266a Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt

(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur Sozi-
alversicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Ar-
beitsentgelt gezahlt wird, vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber

1. der für den Einzug der Beiträge zuständigen Stelle über sozialversicherungs-
rechtlich erheblich Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht
oder

2. die für den Einzug der Beiträge zuständige Stelle pflichtwidrig über sozialver-
sicherungsrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt
und dadurch dieser Stelle vom Arbeitgeber zu tragende Beiträge zur Sozialver-
sicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Arbeits-
entgelt gezahlt wird, vorenthält.

(3) Wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, die er für den Arbeit-
nehmer an einen anderen zu zahlen hat, dem Arbeitnehmer einbehält, sie je-
doch an den anderen nicht zahlt und es unterlässt, den Arbeitnehmer spätes-
tens im Zeitpunkt der Fälligkeit oder unverzüglich danach über das Unterlassen
der Zahlung an den anderen zu unterrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 gilt nicht für Teile des Arbeitsent-
gelts, die als Lohnsteuer einbehalten werden.

(4) In besonders schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt
in der Regel vor, wenn der Täter

1. aus grobem Eigennutz in großem Ausmaß Beiträge vorenthält,

2. unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege fortgesetzt Bei-
träge vorenthält oder

3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine
Stellung missbraucht.

(5) Dem Arbeitgeber stehen der Auftraggeber eines Heimarbeiters, Hausge-
werbetreibenden oder einer Person, die im Sinne des Heimarbeitsgesetzes die-
sen gleichgestellt ist, sowie der Zwischenmeister gleich.

(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2  kann das Gericht von einer Bestrafung
nach dieser Vorschrift absehen, wenn der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt
der Fälligkeit oder unverzüglich danach der Einzugsstelle schriftlich
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1. die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt und

2. darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht möglich ist, obwohl er sich dar-
um ernsthaft bemüht hat.

Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor und werden die Beiträge dann
nachträglich innerhalb der von der Einzugsstelle bestimmten angemessenen
Frist entrichtet, wird der Täter insoweit nicht bestraft. In den Fällen des Absat-
zes 3 gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.

§ 283 Bankrott

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
bei Überschuldung oder bei drohender oder eingetretener Zahlungsunfähigkeit

1. Bestandteile seines Vermögens, die im Falle der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens zur Insolvenzmasse gehören, beiseite schafft oder verheimlicht oder
in einer den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechen-
den Weise zerstört, beschädigt oder unbrauchbar macht,

2. in einer den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widerspre-
chenden Weise Verlust- oder Spekulationsgeschäfte oder Differenzgeschäfte
mit Waren oder Wertpapieren eingeht oder durch unwirtschaftliche Ausgaben,
Spiel oder Wette übermäßige Beträge verbraucht oder schuldig wird,

3. Waren oder Wertpapiere auf Kredit beschafft und sie oder die aus diesen
Waren hergestellten Sachen erheblich unter ihrem Wert in einer den Anforde-
rungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden Weise veräußert
oder sonst abgibt,

4. Rechte anderer vortäuscht oder erdichtete Rechte anerkennt,

5. Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu führen
unterlässt oder so führt oder verändert, dass die Übersicht über seinen Vermö-
gensstand erschwert wird,

6. Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung ein Kauf-
mann nach Handelsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der für Buchführungspflich-
tige bestehenden Aufbewahrungsfristen beiseite schafft, verheimlicht, zerstört
oder beschädigt und dadurch die Übersicht über sein Vermögensstand er-
schwert,

7. entgegen dem Handelsrecht

a) Bilanzen so aufstellt, dass die Übersicht über seinen Vermögensstand er-
schwert wird, oder
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b) es unterlässt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in der vorge-
schrieben Zeit aufzustellen, oder

8. in einer anderen, den Anforderungen einer ordnungsgemäßen  Wirtschaft
grob widersprechenden Weise seinen Vermögensstand verringert oder seine
wirklichen geschäftlichen Verhältnisse verheimlicht oder verschleiert.

(2) Ebenso wird bestraft, wer durch eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand-
lungen seine Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit herbeiführt.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Wer in den Fällen

1. des Absatzes 1 die Überschuldung oder die drohende oder eingetretene
Zahlungsunfähigkeit fahrlässig nicht kennt oder

2. des Absatzes 2 die Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit leichtfertig ver-
ursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) Wer in den Fällen

1. des Absatzes 1 Nr. 2, 5 oder 7 fahrlässig handelt und die Überschuldung
oder die drohende oder eingetretene Zahlungsunfähigkeit wenigstens fahrlässig
nicht kennt oder

2. des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 2, 5 oder 7 fahrlässig handelt
und die Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit wenigstens leichtfertig verur-
sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(6) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der Täter seine Zahlungen eingestellt hat
oder über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungs-
antrag mangels Masse abgewiesen worden ist.

§ 283a Besonders schwerer Fall des Bankrotts

In besonders schweren Fällen des § 283 Abs. 1 bis 3 wird der Bankrott mit
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter

1. aus Gewinnsucht handelt oder

2. wissentlich viele Personen in die Gefahr des Verlustes ihrer ihm anvertrauten
Vermögenswerte oder in wirtschaftliche Not bringt.
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§ 283b Verletzung der Buchführungspflicht

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
1. Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu führen
unterlässt oder so führt oder verändert, dass die Übersicht über seinen Vermö-
gensstand erschwert wird,

2. Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung er nach
Handelsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist
beiseite schafft, verheimlicht, zerstört oder beschädigt und dadurch die Über-
sicht über seinen Vermögensstand erschwert,

3. entgegen dem Handelsrecht

a) Bilanzen so aufstellen, dass die Übersicht über seinen Vermögensstand er-
schwert wird, oder

b) es unterlässt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in der vorge-
schriebenen Zeit aufzustellen.

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder 3 fahrlässig handelt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) § 283 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 283c Gläubigerbegünstigung

(1) Wer in Kenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit einem Gläubiger eine Sicherheit
oder Befriedigung gewährt, die dieser nicht oder nicht in der Art oder nicht zu
der Zeit zu beanspruchen hat, und ihn dadurch absichtlich oder wissentlich vor
den übrigen Gläubigern begünstigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) § 283 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 283d Schuldnerbegünstigung

(1) Mit Freiheitsstrafe  bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. in Kenntnis der einem anderen drohenden Zahlungsunfähigkeit oder

2. nach Zahlungseinstellung, in einem Insolvenzverfahren oder in einem Verfah-
ren zur Herbeiführung der Entscheidung über die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens eines anderen
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Bestandteile des Vermögens eines anderen, die im Falle der Eröffnung des In-
solvenzverfahrens zur Insolvenzmasse gehören, mit dessen Einwilligung oder
zu dessen Gunsten beiseite schafft oder verheimlicht oder in einer den Anforde-
rungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden Weise zerstört,
beschädigt oder unbrauchbar macht.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor,
wenn der Täter

1. aus Gewinnsucht handelt oder

2. wissentlich viele Personen in die Gefahr des Verlustes ihrer dem anderen
anvertrauten Vermögenswerte oder in wirtschaftliche Not bringt.

(4) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der andere seine Zahlungen eingestellt
hat oder über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröff-
nungsantrag mangels Masse abgewiesen worden ist.
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Aktiengesetz (AktG)

§ 399 Falschen Angaben

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. als Gründer oder als Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats zum
Zweck der Eintragung der Gesellschaft über die Übernahme der Aktien, die
Einzahlung auf Aktien, die Verwendung eingezahlter Beträge, den Ausgabebe-
trag der Aktien, über Sondervorteile, Gründungsaufwand, Sacheinlagen, Sach-
übernahmen und Sicherungen für nicht voll einbezahlte Geldeinlagen,

2. als Gründer oder als Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats im Grün-
dungsbericht, im Nachgründungsbericht oder im Prüfungsbericht,

3. in der öffentlichen Ankündigung nach § 47 Nr. 3,

4. als Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats zum Zweck der Eintragung
einer Erhöhung des Grundkapitals (§§ 182 bis 206) über die Einbringung des
bisherigen, die Zeichnung oder Einbringung des neuen Kapitals, den Ausgabe-
betrag der Aktien, die Ausgabe der Bezugsaktien oder über Sacheinlagen,

5. als Abwickler zum Zweck der Eintragung der Fortsetzung der Gesellschaft in
dem nach § 274 Abs. 3 zu führenden Nachweis oder

6. als Mitglied des Vorstands in der nach § 37 Abs. 2 Satz 1 oder § 81 Abs. 3
Satz 1 abzugebenden Versicherung oder als Abwickler in der nach § 266 Abs. 3
Satz 1 abzugebenden Versicherung

falsche Angaben macht oder erhebliche Umstände verschweigt.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats
zum Zweck der Eintragung einer Erhöhung des Grundkapitals die in § 210 Abs.
1 Satz 2 vorgeschriebene Erklärung der Wahrheit zuwider abgibt.

§ 400 Unrichtige Darstellung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
als Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats oder als Abwickler

1. die Verhältnisse der Gesellschaft einschließlich ihrer Beziehung zu verbun-
denen Unternehmen in Darstellungen oder Übersichten über den Vermögens-
stand, in Vorträgen oder Auskünften in der Hauptversammlung unrichtig wie-
dergibt oder verschleiert, wenn die Tat nicht in § 331 Nr. 1 oder 1a des Han-
delsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist, oder

2. in Aufklärung oder Nachweisen, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes
einem Prüfer der Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens zu ge-
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ben sind, falsche Angaben macht oder die Verhältnisse der Gesellschaft un-
richtig wiedergibt oder verschleiert, wenn die Tat nicht in § 331 Nr. 4 des Han-
delsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Gründer oder Aktionär in Aufklärungen oder
Nachweisen, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes einem Gründungs-
prüfer oder sonstigen Prüfer zu geben sind, falsche Angaben macht oder er-
hebliche Umstände verschweigt.

Handelsgesetzbuch (HGB)

§ 331 Unrichtige Darstellung

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder des Aufsichtsrats einer
Kapitalgesellschaft die Verhältnisse der Kapitalgesellschaft in der Eröffnungs-
bilanz, im Jahresabschluss, im Lagebericht oder im Zwischenabschluss nach
§ 340a Abs. 3 unrichtig wiedergibt oder verschleiert,

1a. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
zum Zwecke der Befreiung nach § 325 Abs. 2a Satz 1, Abs. 2b einen Einzelab-
schluss nach den in § 315a Abs. 1 genannten internationalen Rechnungsle-
gungsstandards, in dem die Verhältnisse der Kapitalgesellschaft unrichtig
wiedergegeben oder verschleiert worden sind, vorsätzlich oder leichtfertig offen
legt,

2. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder des Aufsichtsrats einer
Kapitalgesellschaft die Verhältnisse des Konzerns im Konzernabschluss, im
Konzernlagebericht oder im Konzernzwischenabschluss nach § 340i Abs. 4 un-
richtig wiedergibt oder verschleiert,

3. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
zum Zwecke der Befreiung nach § 291 Abs. 1 und 2 oder einer nach den § 292
erlassenen Rechtsverordnung einen Konzernabschluss oder Konzernlagebe-
richt, in dem die Verhältnisse des Konzerns unrichtig wiedergegeben oder ver-
schleiert worden sind, vorsätzlich oder leichtfertig offenlegt,

3a. entgegen § 264 Abs. 2 Satz 3, § 289 Abs. 1 Satz 5, § 297 Abs.2 Satz 4 oder
§ 315 Abs. 1 Satz 6 eine Versicherung nicht richtig abgibt,

4. als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft
oder als Mitglied des vertretungsberechtigten Organs oder als vertretungsbe-
rechtigter Gesellschafter eines ihrer Tochterunternehmen ( § 290 Abs. 1, 2) in
Aufklärungen oder Nachweisen, die nach § 320 einem Abschlussprüfer der Ka-
pitalgesellschaft, eines Tochterunternehmens oder des Konzerns unrichtig wie-
dergibt oder verschleiert.
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Umwandlungsgesetz (UmwG)

§ 313 Unrichtige Darstellung

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
als Mitglied eines Vertretungsorgans, als vertretungsberechtigter Gesellschafter
oder Partner, als Mitglied eines Aufsichtsrats oder als Abwickler eines an einer
Umwandlung beteiligten Rechtsträgers bei dieser Umwandlung

1. die Verhältnisse des Rechtsträgers einschließlich seiner Beziehungen zu
verbundenen Unternehmen in einem in diesem Gesetz vorgeschehenen Bericht
(Verschmelzungsbericht, Spaltungsbericht, Übertragungsbericht, Umwand-
lungsbericht), in Darstellungen oder Übersichten über den Vermögensstand, in
Vorträgen oder Auskünften in der Versammlung der Anteilsinhaber unrichtige
wiedergibt oder verschleiert, wenn die Tat nicht in § 331 Nr. 1 oder Nr. 1 a des
Handelsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist, oder

2. in Aufklärungen und Nachweisen, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes
einem Verschmelzungs-, Spaltungs- oder Übertragungsprüfer zu geben sind,
unrichtige Angaben macht oder die Verhältnisse des Rechtsträgers einschließ-
lich seiner Beziehungen zu verbundenen Unternehmen unrichtig wiedergibt
oder verschleiert.

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Geschäftsführer einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, als Mitglied des Vorstands einer Aktiengesellschaft, als zur
Vertretung ermächtigter persönlich haftender Gesellschafter einer Kommandit-
gesellschaft auf Aktien oder als Abwickler einer solchen Gesellschaft in einer
Erklärung nach § 52 Abs. 1 über die Zustimmung der Anteilsinhaber dieses
Rechtsträgers oder in einer Erklärung nach § 140 oder § 146 Abs. 1 über die
Deckung des Stammkapitals oder Grundkapitals der übertragenden Gesell-
schaft unrichtige Angaben macht oder seiner Erklärung zugrunde legt.
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Publizitätsgesetz (PublG)

§ 17 Unrichtige Darstellung

Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als
gesetzlicher Vertreter (§ 4 Abs. 1 Satz 1) eines Unternehmens oder eines Mut-
terunternehmens, beim Einzelkaufmann als Inhaber oder dessen gesetzlicher
Vertreter,

1. die Verhältnisse des Unternehmens im Jahresabschluss oder Lagebericht
unrichtig wiedergibt oder verschleiert,

1a. zum Zwecke der Befreiung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 325
Abs. 2a Satz 1, Abs. 2b des Handelsgesetzbuchs einen Einzelabschluss nach
den in § 315a Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs genannten internationalen
Rechnungslegungsstandards, in dem die Verhältnisse des Unternehmens un-
richtig wiedergegeben oder verschleiert worden sind, vorsätzlich oder leichtfer-
tig offen legt,

2. die Verhältnisse des Konzerns oder Teilkonzerns im Konzernabschluss,
Konzernlagebericht, Teilkonzernabschluss oder Teilkonzernlagebericht unrich-
tig wiedergibt oder verschleiert,

3. zum Zwecke der Befreiung nach § 11 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit
§ 291 des Handelsgesetzbuchs oder auf Grund einer nach § 13 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 292 des Handelsgesetzbuchs erlassenen Rechtsverordnung ei-
nen Konzernabschluss, Konzernlagebericht, Teilkonzernabschluss oder Teil-
konzernlagebericht, in dem die Verhältnisse des Konzerns oder Teilkonzerns
unrichtig wiedergegeben oder verschleiert worden sind, vorsätzlich oder leicht-
fertig offenlegt oder

4. in Aufklärungen oder Nachweisen, die nach § 2 Abs. 3 Satz 4 in Verbindung
mit § 145 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes, § 6 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit
§ 320 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs, § 12 Abs. 3 Satz 3 in Verbindung mit
§ 2 Abs. 3 Satz 4 und § 145 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes oder § 14 Abs. 1
Satz 2 in Verbindung mit § 320 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs einem Ab-
schlussprüfer des Unternehmens, eines verbundenen Unternehmens, des Kon-
zerns oder des Teilkonzerns zu geben sind, unrichtige Angaben macht oder die
Verhältnisse des Unternehmens, eines Tochterunternehmens, des Konzerns
oder des Teilkonzerns unrichtig wiedergibt oder verschleiert.


